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1. Eignung und Leistung,

2. Zeitraum, der seit dem ersten Antrag auf Zulassung zum Besuch der Schule 
verstrichen ist,

3. die mit einer Ablehnung verbundene außergewöhnliche Härte.

Vierter Abschnitt
Leistungsbeurteilung, Versetzung, Abschlüsse

§ 44
Leistungsbeurteilung, Zeugnis

(1) 1Die Beurteilung der Lernentwicklung und des Lernstands der Schülerinnen und Schüler 
sowie die Einschätzung ihrer überfachlichen Kompetenzen obliegen den beteiligten Lehrkräf-
ten, gestützt auf regelmäßige Lernbeobachtung, in pädagogischer Verantwortung. 2Grundlage 
der Bewertung sind die schriftlichen, mündlichen, praktischen und sonstigen Leistungen der 
Schülerinnen und Schüler, die diese im Rahmen des Schulverhältnisses erbracht haben. 3Zur 
Feststellung der Leistungsentwicklung können in den Schulen Lernstandserhebungen durch-
geführt werden.

(2) 1Zeugnisse werden in der Form des Lernentwicklungsberichts, als Punktebewertung oder 
als Notenzeugnis erteilt. 2Schülerinnen und Schüler erhalten in den Jahrgangsstufen 1 bis 3 
einmal jährlich, ab der Jahrgangsstufe 4 auch zum Schulhalbjahr ein Zeugnis. 3Beim Verlassen 
der Schule nach Erfüllung der Schulpflicht nach diesem Gesetz, in der Jahrgangsstufe 6 des 
Gymnasiums und ab der Jahrgangsstufe 9 erhalten die Schülerinnen und Schüler Notenzeug-
nisse, ansonsten ab Jahrgangsstufe 4 Leistungsbewertungen mit Punkten oder Noten. 4Auf 
Wunsch der Sorgeberechtigten wird in der Jahrgangsstufe 3 der Leistungsstand ihrer Kinder 
ergänzend zum Lernentwicklungsbericht mit Punkten oder Noten ausgewiesen. 5In der gym-
nasialen Oberstufe erfolgt die Leistungsbewertung mit Punkten oder Noten. 6Zeugnisse sollen 
auch von Dritten zertifizierte Leistungen und Fähigkeiten dokumentieren.

(3) 1Die Schule ist verpflichtet, die Schülerinnen und Schüler und deren Sorgeberechtigte re-
gelmäßig über die individuellen Lernfortschritte und die erreichten Lernstände zu unterrichten. 
2Hierzu ist mindestens einmal im Schuljahr ein Lernentwicklungsgespräch zu führen.

(4) 1Der Senat wird ermächtigt, Beurteilungsgrundsätze für die Bewertung nach Absatz 1, No-
tenstufen und eine entsprechende Punktebewertung sowie weitere Angaben im Zeugnis durch 
Rechtsverordnung zu regeln. 2Die Rechtsverordnung kann vorsehen, dass

1. in den Jahrgangsstufen 5 und 7 bis 9 des Gymnasiums, den Jahrgangsstufen 5 bis 
8 der Stadtteilschule und in der Berufsschule auf Zeugnisse am Ende des ersten 
Schulhalbjahres verzichtet werden kann und

2. in Berufsvorbereitungsschulen sowie für Schülerinnen und Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf Noten und Punkte durch 
Lernentwicklungsberichte ersetzt werden können.
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§ 45
Aufrücken, Übergänge, Kurseinstufung, 

individuelle Förderung, Wiederholung und Versetzung

(1) 1Zwischen den Jahrgangsstufen 1 bis 10 rücken die Schülerinnen und Schüler am Ende 
des Schuljahres in die nächsthöhere Jahrgangsstufe ihrer Schulform auf; § 42 Absatz 5 bleibt 
unberührt. 2Die Fortsetzung eines schulischen Bildungsgangs in der Sekundarstufe II kann von 
einer Versetzung, dem erfolgreichen Besuch eines Probehalbjahres oder von einer Höchstauf-
enthaltsdauer im Bildungsgang abhängig gemacht werden.

(2) 1Erfüllt eine Schülerin oder ein Schüler nicht die in den Rahmenplänen festgelegten Leis-
tungsanforderungen in einem oder mehreren Fächern bzw. Lernbereichen, schließen Schule 
und Schülerin beziehungsweise Schüler unter Einbeziehung der Sorgeberechtigten eine Lern- 
und Fördervereinbarung ab, in der die gegenseitigen Pflichten, insbesondere individuelle För-
dermaßnahmen neben der regulären Unterrichtsteilnahme, vereinbart werden. 2Auf Antrag 
kann mit Genehmigung der zuständigen Behörde aus besonderem Grund auch eine Jahrgangs-
stufe wiederholt werden, wenn so eine bessere Förderung der Leistungsentwicklung und der 
sozialen Integration der Schülerin oder des Schülers zu erwarten ist, in den Klassenstufen 9 
und 10 jedoch nur, wenn ein höherer Schulabschluss oder die erstmalige Versetzung in die 
gymnasiale Oberstufe zu erwarten ist. 3Darüber hinaus können auf Antrag der Sorgeberech-
tigten Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 7 bis 10 die Jahrgangsstufe einmalig 
wiederholen, wenn sie trotz durchgängiger einjähriger Teilnahme an der Lernförderung nach 
Satz 1 die Mindestanforderungen der Jahrgangsstufe nicht erreicht haben.

(3) 1Wird in leistungsdifferenzierten Kursen unterrichtet, sind die Schülerinnen und Schüler 
in den Kurs einzustufen, in dem aufgrund ihrer bisherigen Leistungen und deren Entwicklung 
eine erfolgreiche Mitarbeit zu erwarten ist. 2Änderungen der Einstufung (Umstufungen) sollen 
grundsätzlich zu Beginn eines Schulhalbjahres erfolgen.

(4) 1Die nähere Ausgestaltung der Versetzung, der Wiederholung, des Aufrückens, der indivi-
duellen Förderung sowie der Einstufung und der Umstufung erfolgt durch Rechtsverordnung. 
2Dabei ist auf die besonderen Bedürfnisse der jungen Menschen, die erst als Jugendliche in die 
Bundesrepublik Deutschland eingewandert sind, insbesondere durch die Anerkennung außer-
schulisch erworbener Kompetenzen und schulischer Leistungen im Herkunftsland, Rücksicht 
zu nehmen.

§ 46
Ausbildung, Abschlussverfahren und Prüfungen

(1) Der erfolgreiche Abschluss der schulischen Ausbildung wird durch ein Abschlussverfahren 
oder durch eine Prüfung festgestellt, sofern im Einzelfall nichts anderes bestimmt ist.

(2) Der Senat wird ermächtigt, Ausbildung, Prüfungen und Abschlussverfahren durch Rechts-
verordnung zu regeln, insbesondere

1. Art und Dauer der Ausbildung,

2. Ausbildungsinhalte,
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3. Zulassungsvoraussetzungen,

4. Bildung und Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse,

5. Zweck, Dauer und Verlauf der Prüfung,

6. Prüfungsgebiete,

7. Art und Umfang der Prüfungsleistungen,

8. Bewertungsmaßstäbe und Voraussetzungen für das Bestehen der Prüfung,

9. Bewertung des Prüfungsergebnisses,

10. Erteilung von Prüfungszeugnissen und der damit verbundenen Berechtigungen,

11. Folgen des Nichtbestehens der Prüfung, insbesondere Wiederholungsmöglichkeiten.

§ 47
Fremdenprüfung

(1) 1Durch eine Fremdenprüfung können Schülerinnen und Schüler der staatlich genehmig-
ten Privatschulen und andere Bewerberinnen und Bewerber den Abschluss einer staatlichen 
Schulform erwerben. 2Gegenstand der Prüfung für den Erwerb des Zeugnisses der allgemeinen 
Hochschulreife können neben Fächern der gymnasialen Oberstufe auch solche Kenntnisse und 
Fähigkeiten sein, die aufgrund längerer Berufstätigkeit erworben wurden und die Eignung für 
ein Studium erkennen lassen. 3Die Zulassung zur Fremdenprüfung kann versagt werden, wenn 
die Bewerberin oder der Bewerber die Möglichkeit hat, an ihrem oder seinem Wohnsitz oder an 
einem dem Wohnsitz näher gelegenen Ort diese Fremdenprüfung abzulegen.

(2) Der Senat wird ermächtigt, das Nähere durch Rechtsverordnung zu regeln; § 46 Absatz 2 
ist entsprechend anzuwenden.

§ 48
Anerkennung von Abschlüssen

1Abschlüsse, Berechtigungen und Vorbildungen, die außerhalb Hamburgs erworben worden 
sind, bedürfen außer bei der Hochschulzulassung und der Immatrikulation an einer Hochschule 
der Anerkennung durch die zuständige Behörde. 2Sie werden anerkannt, wenn die damit als 
erfüllt bestätigten Anforderungen mit den Anforderungen eines nach diesem Gesetz vorgese-
henen Bildungsgangs gleichwertig sind. 3Staatsverträge bleiben davon unberührt.
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§ 60
(aufgehoben)

Vierter Abschnitt
Klassenkonferenz und Zeugniskonferenz

§ 61
Klassenkonferenz

(1) 1Soweit Schülerinnen und Schüler in Klassen unterrichtet werden, sind Klassenkonferen-
zen zu bilden. 2Die Klassenkonferenz berät über alle Angelegenheiten, die für die gemeinsame 
Arbeit in der Klasse von wesentlicher Bedeutung sind, insbesondere über die fachliche und 
pädagogische Koordination der Fachlehrerinnen und Fachlehrer. 3Die Klassenkonferenz tagt 
mindestens zweimal im Schuljahr.

(2) 1Stimmberechtigte Mitglieder der Klassenkonferenz sind

1. die Schulleiterin oder der Schulleiter,

2. die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer,

3. von der Lehrerkonferenz bestimmte Lehrerinnen und Lehrer. Die Lehrerinnen 
und Lehrer, die alle Schülerinnen und Schüler einer Klasse unterrichten, sollen 
teilnehmen, 

4. die beiden Klassenelternvertreterinnen oder Klassenelternvertreter,

5. ab Jahrgangsstufe 4 die beiden Klassensprecherinnen oder Klassensprecher.

2Den Vorsitz in der Klassenkonferenz hat die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer. 3Die Sit-
zung ist nicht öffentlich.

(3) 1In Bereichen, in denen die Schülerinnen und Schüler nicht in Klassen unterrichtet werden, 
nimmt die Halbjahreskonferenz unter Mitwirkung der Schulstufensprecherinnen und Schulstu-
fensprecher die Aufgaben der Klassenkonferenz wahr. 2Für klassenübergreifende Angelegen-
heiten können mehrere Klassenkonferenzen durch Beschluss der Schulkonferenz zusammen-
gelegt werden.

§ 62
Zeugniskonferenz

(1) Aufgaben der Zeugniskonferenz sind die Beratung und Beschlussfassung über

1. den Inhalt der Zeugnisse der Schülerinnen und Schüler sowie
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2. die erforderlichen Empfehlungen und Feststellungen zur weiteren Schullaufbahn in 
der besuchten Schule oder zum Übergang in eine andere Schulstufe oder Schulform 

auf der Grundlage der Vorschläge der unterrichtenden Lehrerinnen und Lehrer.

(2) 1Der Zeugniskonferenz gehören die Schulleiterin oder der Schulleiter als Vorsitzende oder 
Vorsitzender und die in der Klasse unterrichtenden Lehrkräfte an. 2Bei Entscheidungen über 
Angelegenheiten einzelner Schülerinnen und Schüler sind neben der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter nur die Lehrkräfte stimmberechtigt, die sie unterrichtet haben.

(3) Den Vertreterinnen und Vertretern der Eltern und den Vertreterinnen und Vertretern der 
Schülerinnen und Schüler ist vor der abschließenden Beratung und Beschlussfassung über die 
Zeugnisse Gelegenheit zur Stellungnahme zu allgemeinen Fragen der Zeugniserteilung und der 
Entwicklung des Leistungsstands der Klasse zu geben.

Fünfter Abschnitt
Mitwirkung von Schülerinnen und Schülern

§ 63
Klassensprecherinnen und Klassensprecher,

Schulstufensprecherinnen und Schulstufensprecher

(1) 1Die Schülerinnen und Schüler jeder Klasse wählen spätestens vier Wochen nach Beginn 
des Unterrichts im neuen Schuljahr für dessen Dauer in geheimer Wahl zwei gleichberechtigte 
Klassensprecherinnen oder Klassensprecher. 2Bestehen für eine Schulstufe keine Klassen-
verbände, so werden Schulstufensprecherinnen oder Schulstufensprecher nach Maßgabe des 
§ 109 gewählt.

(2) 1Wählbar sind alle Schülerinnen und Schüler der Klasse oder - wenn keine Klassenverbände 
bestehen - der Schulstufe. 2Die Stellvertreterinnen und Stellvertreter werden in einem zweiten 
Wahlgang gewählt.

(3) 1Die Klassensprecherinnen und Klassensprecher oder die Vertreterinnen und Vertreter der 
Schulstufe ab Jahrgangsstufe 4 sind Mitglieder der Klassenkonferenz und wirken in dieser 
Funktion an der Beratung und Beschlussfassung über alle Angelegenheiten mit, die für die 
gemeinsame Arbeit in der Klasse von wesentlicher Bedeutung sind. 2Sie vertreten die Schüle-
rinnen und Schüler insbesondere in Fragen der Unterrichtsgestaltung und der Leistungsbeur-
teilung sowie bei Konflikten in der Klasse.

§ 64
Bildung und Aufgaben des Schülerrats

(1) 1Die Sprecherinnen und Sprecher aller Klassen in den Sekundarstufen bilden mit den nach 
§ 65 gewählten Schulsprecherinnen und Schulsprechern und den Vertreterinnen und Vertre-
tern im Kreisschülerrat den Rat der Schülerinnen und Schüler (Schülerrat) der Schule. 2An 
Schulen für Geistigbehinderte können auf Beschluss der Schulkonferenz anstelle eines Schü-
lerrats alters- und entwicklungsgemäße Formen der Mitwirkung eingerichtet werden.
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